
Anhang 6 
Werkvertrag 

(Muster) 



 

W e r k v e r t r a g (Muster) 

 
abgeschlossen zwischen 

 
1. ......................................, als Auftraggeber und  
 
 
2. ......................................, als Auftragnehmer,  
 
 
wie folgt: 
 
 
 
1.  Vertragsgegenstand 
 
1.1. Der Auftraggeber hat den Auftrag über die ................................. öffentlich 

ausgeschrieben. Das Vergabeverfahren wurde als Direktvergabe mit vorheriger 
Bekanntmachung im Sinne des § 41a BVergG 2006 durchgeführt. Der Auftragnehmer 
wurde in diesem Vergabeverfahren als Bestbieter ermittelt und hat den Zuschlag 
erhalten.  

 
1.2.  Grundlagen für den Zuschlag und für diesen Werkvertrag sind:  
 

- die Ausschreibungsunterlage zum Vergabeverfahren 
- das Angebot des Auftragnehmers vom ................................ 
- das Ergebnis der Verhandlungen vom ........................... und der darin 

vereinbarten Abänderungen des Erstangebots 
 
1.3. Der Auftraggeber erteilt und der Auftragnehmer übernimmt den Auftrag über die 

................................... gemäß dem Auftragsgegenstand in der 
Ausschreibungsunterlage (Anlage ./1) und seinem Angebot (Anlage ./2)*. Diese 
Anlagen bilden einen integrierenden Bestandteil dieses Vertrages. 

 
 

* unter „Anbot“ ist das im Vergabeverfahren eingereichte Angebot zu verstehen, das 
im Rahmen der Verhandlungen konkretisiert und/oder nach Einladung zur Abgabe 
letztgültiger Angebote im Anschluss an die Verhandlungen vorgelegt wurde. 

 
 
2.  Leistungszeitraum 

 
Die in Punkt 1. angeführten Leistungen werden nach dem Bearbeitungszeitraum in 
der Ausschreibungsunterlage erbracht. 

 
 
3.  Entgelt 
 
3.1.  Für die gesamte auf Grund dieses Vertrages dem Auftragnehmer entstehende Arbeit 

und Mühe, einschließlich der hierbei anfallenden Kosten, wie insbesondere Büro- und 
Materialkosten, Kosten für die erforderliche Anzahl von Abzügen, Fahrt- und 
Reisekosten sowie Kosten für das vom Auftragnehmer unmittelbar in Entlohnung zu 
nehmende und für die Ausführung des Werkes zu verwendende Personal, 
einschließlich der daraus resultierenden steuerlichen und sozialen Lasten, 



 
wird ein fixes Pauschalentgelt von  

 
Euro .......................... (in Worten ...................................) 

 
zzgl. Umsatzsteuer vereinbart. 

 
3.2. Das Entgelt nach Punkt 3.1. ist ein unveränderlicher Fixpreis.  
 
3.3. Nebenleistungen und sonstige Leistungen, auch wenn sie in diesem Vertrag nicht 

gesondert angeführt sind, aber zur Herbeiführung des vertraglichen Leistungserfolges 
erforderlich sind, Ergänzungen, Klarstellungen oder die Teilnahme an 
Besprechungen zum Gegenstand dieses Auftrages (Punkt 1), die der Auftraggeber 
verlangen sollte, sind im Rahmen dieses Auftragsentgeltes zu erbringen. Mit dem 
vereinbarten Entgelt ist insbesondere auch die Einräumung von Nutzungs- und 
Verwertungsrechten abgegolten.  

 
 
4.  Zahlungsbedingungen 
 
4.1. Die Bezahlung des Entgelts für die Leistungen nach Punkt 1. erfolgt nach Maßgabe 

des folgenden Zahlungsplanes: 
 .........% bei Auftragserteilung 
 .........% nach vollständiger Erfüllung des Auftrages 
 
4.2. Die Auszahlung erfolgt durch Überweisung auf das Konto des Auftragnehmers bei 

der ........................., IBAN ........................... BIC ............................... lautend auf 
..................... Allfällige Gebühren und Spesen für die Überweisung auf das vom 
Auftragnehmer bekannt gegebene Konto trägt der Auftragnehmer. 

 
5.  Personaleinsatz 
 

Der Auftragnehmer hat für die Durchführung des Auftrages die im Angebot 
benannten Schlüsselpersonen sowie erforderlichenfalls weitere geeignete Personen 
entsprechend seinem im Angebot enthaltenen Konzept einzusetzen. Ein Wechsel der 
benannten Schlüsselpersonen bedarf der Zustimmung des Auftraggebers. Der 
Auftraggeber wird seine Zustimmung nur erteilen, wenn der vorgesehene Ersatz über 
zumindest gleich hohe Qualifikation verfügt wie die im Angebot verbindlich benannte 
Person. Ein Wechsel der Projektleitung wird im Übrigen nur akzeptiert, wenn der 
Auftragnehmer darlegen kann, dass der Wechsel aus sachlichen Gründen 
erforderlich ist.  

 
 
6.  Nutzungsrechte, Urheberrecht 
 
6.1.  Dem Auftragnehmer verbleibt das Urheberrecht an seinem Werk. Der Auftragnehmer 

räumt hiermit dem Auftraggeber an allen im Rahmen der Erfüllung dieses Vertrages 
von ihm erstellten Ausarbeitungen (Konzepte, Unterlagen, GIS-Daten etc.) das 
ausschließliche und uneingeschränkte Werknutzungsrecht ein, einschließlich des 
Rechts zur Veröffentlichung, Vervielfältigung und Verwertung, ohne dass eine 
gesonderte Vereinbarung erforderlich wäre oder ein gesondertes Entgelt zu leisten 
ist. Das Nutzungsrecht des Auftraggebers umfasst auch das Recht auf notwendige 
oder zweckmäßige Änderungen. Das Nutzungsrecht steht dem Auftraggeber auch zu, 
wenn das gegenständliche Vertragsverhältnis vorzeitig endet. 

 



6.2. Dem Auftragnehmer steht das Nutzungsrecht an den im Rahmen der Erfüllung dieses 
Vertrages von ihm erstellten Ausarbeitungen nur in Absprache mit dem Auftraggeber 
zu. 

 
6.3. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass er die für seine Leistung erforderlichen 

Nutzungsrechte Dritter im erforderlichen Umfang erworben hat und sie dem 
Auftraggeber einräumen wird. Wird in den Ausarbeitungen oder Unterlagen auf 
fremde Quellen verwiesen oder werden Bilder, Zeichnungen oder Texte Dritter 
eingefügt, so müssen diese korrekt zitiert werden und muss der Auftragnehmer über 
das Recht der Nutzung für dieses Projekt verfügen. Der Auftragnehmer hält den 
Auftraggeber im Fall von Ansprüchen Dritter wegen Verletzung ihrer Rechte schad- 
und klaglos. 

 
 

7.  Haftung und Schadenersatz 
 

Der Auftragnehmer haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen.  
 

 
8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 
 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung sämtlicher gesetzlicher 
Verschwiegenheitspflichten, insbesondere zur Geheimhaltung aller in Ausführung 
dieses Auftrages erlangten Kenntnisse, sofern ihn der Auftraggeber nicht in einem 
bestimmten Fall schriftlich von dieser Verpflichtung entbindet. Überdies verpflichtet 
sich der Auftragnehmer bei sonstiger verschuldensunabhängiger Haftung für den Fall, 
dass er sich zur Erbringung seiner Werkleistung anderer Personen bedient, diese 
Verschwiegenheitspflichten auch allen anderen von ihm zur Erbringung des Werkes 
herangezogenen Personen zu überbinden und nur solche Mitarbeiter und 
Erfüllungsgehilfen einzusetzen, die zur Geheimhaltung gemäß § 11 Abs. 1 Z 2 des 
Datenschutzgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, in der jeweils geltenden Fassung, 
ausdrücklich schriftlich verpflichtet wurden. 

 
 
9.  Datenverwendung durch den Auftraggeber 
 
9.1. Der Auftragnehmer nimmt zur Kenntnis, dass die im Zusammenhang mit der 

Anbahnung und Abwicklung des Vertrages anfallenden personenbezogenen Daten, 
deren Verwendung eine wesentliche Voraussetzung für die Wahrnehmung einer dem 
Auftraggeber gesetzlich übertragenen Aufgabe oder sonst gemäß §§ 7 bis 9 des 
Datenschutzgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, in der jeweils geltenden Fassung, 
zulässig ist, vom Auftraggeber für Zwecke des Abschlusses und der Abwicklung des 
Vertrages, der Wahrnehmung der dem Auftraggeber gesetzlich übertragenen 
Aufgaben und für Kontrollzwecke verwendet werden. 

 
9.2. Im Rahmen dieser Verwendung kann es dazu kommen, dass die Daten insbesondere 

an Organe und Beauftragte des Landes Oberösterreich, des Rechnungshofes sowie 
der Europäischen Union nach den EU-rechtlichen Bestimmungen übermittelt oder 
offengelegt werden müssen. 

 
 
10.  Informationspflichten 

 
Sobald dem Auftragnehmer irgendwelche Umstände erkennbar werden, die eine 
vertragsgemäße Erfüllung des Auftrages in Frage stellen können, hat er den 



Auftraggeber unverzüglich schriftlich über diese Umstände und allfällige von ihm zu 
erwägende Maßnahmen zu benachrichtigen.  

 
 
11.  Rücktritt 

 
11.1. Der Auftraggeber ist berechtigt, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist vom Vertrag 

zurückzutreten, 
 
a)  wenn über das Vermögen des Auftragnehmers das Konkursverfahren eröffnet wird 

oder die Eröffnung des Konkursverfahrens mangels hinreichenden Vermögens 
abgelehnt wird. Das Rücktrittsrecht kann unbefristet bis zur Beendigung der Leistung 
geltend gemacht werden; 

 
b)  wenn der Auftragnehmer mit dem vereinbarten Werk in Verzug gerät; ist das Werk 

vereinbarungsgemäß in Teilen zu erbringen und ist der Auftragnehmer nur mit einer 
Teilleistung in Verzug, kann der Rücktritt nur hinsichtlich der einzelnen Teilleistung 
oder aller noch ausstehenden Teilleistungen erklärt werden, es sei denn, die bereits 
erbrachten Teilleistungen sind für den Auftraggeber gänzlich oder nahezu ohne Wert. 
Die Rücktrittserklärung hat in jedem Fall eine angemessene Nachfristsetzung zu 
enthalten und bleibt nur rechtswirksam, wenn der Auftragnehmer auch innerhalb 
dieser Nachfrist die rückständige Leistung (Teilleistung) nicht erbracht hat; 

 
c)  wenn Umstände vorliegen, die eine zeitgerechte Erfüllung des Auftrages 

offensichtlich unmöglich machen, sofern nicht der Auftraggeber diese selbst zu 
vertreten hat; 

 
d)  wenn der Auftragnehmer ohne die erforderliche Zustimmung des Auftraggebers einen 

Subunternehmer heranzieht oder wenn ohne die erforderliche Zustimmung des 
Auftraggebers ein Wechsel der benannten Personen im Personaleinsatzplan erfolgt; 

 
e)  wenn der Auftragnehmer unmittelbar oder mittelbar einem Organ des Auftraggebers, 

das mit dem Abschluss und/oder der Abwicklung des Vertrages befasst ist, für dieses 
oder einen Dritten einen Vermögensvorteil anbietet, verspricht oder gewährt; 

 
f)  wenn der Auftragnehmer selbst oder eine von ihm zur Erfüllung des Auftrages 

herangezogene Person die Verschwiegenheitspflichten verletzt; 
 
g)  wenn der Auftragnehmer – sind es mehrere, auch nur einer von ihnen – stirbt oder 

die Eigenberechtigung verliert; 
 
h)  wenn eine wesentliche Vertragsverletzung vorliegt; eine solche ist insbesondere jede 

Verletzung der vertraglichen Verpflichtungen, wenn sie nachhaltig und trotz 
schriftlicher Abmahnung wiederholt erfolgt; 

 
i)  wenn der Auftragnehmer Handlungen gesetzt hat, um dem Auftraggeber Schaden 

zuzufügen, insbesondere, wenn er mit anderen Unternehmen für den Auftraggeber 
nachteilige, gegen die guten Sitten oder gegen den Grundsatz des Wettbewerbes 
verstoßende Abreden getroffen hat. 

 
11.2. Bei vorzeitiger Beendigung dieses Vertrages durch Rücktritt des Auftraggebers oder 

des Auftragnehmers hat eine Abrechnung der bereits erbrachten Leistungen zu 
erfolgen. Erfolgt der Rücktritt aus einem Grund, den der Auftragnehmer zu vertreten 
hat, so steht ihm eine Vergütung nur für diejenigen Leistungen zu, die er bis zum Tag 
des Rücktritts erbracht hat und die für den Auftraggeber brauchbar und nützlich sind. 
In den übrigen Fällen der vorzeitigen Beendigung steht dem Auftragnehmer ein 



Entgelt für seine erbrachten Leistungen bis zum Zeitpunkt der schriftlichen Erklärung 
der Vertragsauflösung zu. Allfällige Ansprüche des Auftragnehmers gemäß § 1168 
ABGB werden ausdrücklich auf das Entgelt für die bereits abgerufenen 
Leistungsphasen beschränkt.  

 
11.3. Soweit ein Anspruch auf das Entgelt nicht besteht, hat der Auftragnehmer dem 

Auftraggeber bereits geleistete Zahlungen unverzüglich zuzüglich einer Verzinsung in 
der Höhe von 3 vH über dem jeweils geltenden Basiszinssatz p.a. zurückzuerstatten. 
Kann der Auftragnehmer nachweisen, dass ihn am Eintritt des Rücktrittsgrundes kein 
Verschulden trifft, erfolgt die Verzinsung des Rückforderungsbetrages in der Höhe 
von 3 vH pro Jahr, ab dem Tag des Empfangs der Beträge angerechnet. 

 
11.4.  Soweit den Auftragnehmer am Eintritt eines Rücktrittsgrundes ein Verschulden trifft, 

hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber auch die durch eine allfällige Weitervergabe 
des Auftrages an einen Dritten erwachsenden Mehrkosten zu ersetzen.  

 
 
12.  Gerichtsstand und anzuwendendes Recht 
 
12.1. Für Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist das für den Sitz des Auftraggebers örtlich 

zuständige Gericht ausschließlich zuständig. 
 
12.2. Der Vertrag unterliegt österreichischem Recht, jedoch unter Ausschluss aller 

Weiterverweisungen auf ausländisches Recht. 
 
 
13.  Schlussbestimmungen 
 
13.1. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ungültig sein oder ungültig werden, 

so wird hierdurch der übrige Inhalt des Vertrages nicht berührt. Die Vertragsparteien 
werden zusammenwirken, um eine Regelung zu finden, die den ungültigen 
Bestimmungen möglichst nahekommen. 

 
13.2.  Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürften zu ihrer Gültigkeit der 

Schriftform. Dies gilt auch für das Abgehen von diesem Formerfordernis. 
 
 
 
 
........................................., am ....................... 
 
 

 ..................................... .................................... 
 
 Für den Auftraggeber  Für den Auftragnehmer 
.................................................... .................................................. 
 

 
 
Anlage: 

1. Ausschreibungsunterlage 
2. Angebot vom .................. und Zuschlagserteilung vom .................. (inkl. den 

vereinbarten Änderungen des Erstangebots) 
 

 


